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12. FNP-Änderung der Stadt Wolframs-Eschenbach 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 16 „Solarpark Sonnenenergie 
Biederbach“ 
  
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie Abstimmung mit den 
Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 

Sehr geehrte Frau Doll, 

 
 
Bereich Landwirtschaft:  
 
Gegen die vorgestellten Planungen bestehen keine Einwände.  
 
Wir bitten um Beachtung der folgenden Hinweise:  
 
Die unter Pkt. 3.1 des Umweltberichtes zum vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan Nr. 16 beschriebenen eingriffsminimierende Maßnahmen zum 
Ausgleich negativer Umweltmaßnahmen bitten wir beizubehalten. 
 
Sparsamer Umgang mit landwirtschaftlicher Fläche (§ 1a Abs. 2 BauGB): 
Die unter Pkt. 3.2 des Umweltberichts beschriebene weitere Reduzierung 
des Kompensationsfaktors auf 0,1 unter bestimmten Umständen (z.B. bei 
Maßnahmen der Biotopvernetzung) sollte für die noch auszuweisende 
Kompensationsfläche A2 eingehalten werden. Es sollte vorrangig geprüft 
werden, ob dieser Ausgleich nicht ausschließlich auf dem Planungsgebiet 
erreicht werden kann.  Die Ausweisung von Ausgleichsfläche darüber hin-
aus würde unnötig der Landwirtschaft entzogen.  
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Bei der Einzäunung/Eingrünung verweisen wir auf die vorgeschriebenen 
gesetzlichen Anforderungen.  
Die Zufahrten und die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der angrenzen-
den landwirtschaftlichen Flächen dürfen nicht eingeschränkt werden.  
Immissionen (insbesondere Staub), die bei der ordnungsgemäßen Bewirt-
schaftung der umliegenden landwirtschaftlichen Nutzflächen entstehen, 
sind zu dulden.  
Wir bitten, betroffene Bewirtschafter landwirtschaftlicher Flächen zeitnah zu 
informieren. 
 
Bereich Forsten (Bearbeiter: Andreas Egl): 
 
Östlich an die Vorhabensfläche liegt ein Wald im Sinne des Art. 2 des Bay-
erischen Waldgesetzes (BayWaldG). Der Abstand der Baugrenze und der 
Einfriedung zum Waldrand beträgt 20 Meter. Die Baumhöhen des angren-
zenden Kiefernaltbestandes mit einem Unter- und Zwischenstand aus 
Fichte, Eiche, Birke, Hainbuche und weiteren Laubbaumarten liegen über 
20 Meter. Ein kleiner Teil der Vorhabensfläche liegt also noch im Baumfall-
bereich. Auf der Anlage muss nicht mit dem ständigen Aufenthalt von Per-
sonen gerechnet werden. Zudem liegt ein Großteil der Anlagenfläche au-
ßerhalb der Baumfallzone. Damit ist die Gefährdung für Leib und Leben 
durch Baumwurf als sehr gering einzuschätzen. Durch die ausreichend 
großen Abstände werden keine erheblichen Auswirkungen auf den Wald 
erwartet. Es wird darauf hingewiesen, dass sich für die Stadt Wolframs-
Eschenbach als Eigentümerin der benachbarten Waldfläche das Haftungs-
risiko und der Bearbeitungsaufwand im bemessenen Umfang erhöht. 
Durch einen größeren Abstand, Vereinbarungen über einen Haftungsaus-
schluss oder die Anlage eines stabilen Waldrandes könnten diese Nach-
teile minimiert werden. 
 
Zusammenfassend hat der Bereich Forsten des Amtes für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Ansbach keine Einwände gegen das Vorha-
ben. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Reinhold Schmidt
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Stadt Wolframs-Eschenbach, Landkreis Ansbach: 12. Änderung des Flächennutzungspla-
nes; Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Stadt Wolframs-Eschenbach plant die Darstellung einer ca. 6,6 ha großen Sonderbaufläche mit 
der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ auf den Fl.-Nrn. 219 und 223 der Gemarkung Biederbach, ca. 
450 m östlich des Ortsteils Biederbach. Im Parallelverfahren wird der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan Nr. 16 „Solarpark Sonnenenergie Biederbach“ aufgestellt.  
 
Einschlägige Erfordernisse der Raumordnung 
 
LEP 6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien 

(Z) „Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen.“  
 

LEP 6.2.3 Photovoltaik 
(G) „Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert wer-
den.“ 

 
RP (8) 6.2.1 Erneuerbare Energien  

(G) „In der Region ist anzustreben, erneuerbare Energien, wie insbesondere Windkraft, direkte 
und indirekte Sonnenenergienutzung sowie Biomasse, im Rahmen der jeweiligen naturräumlichen 
Gegebenheiten der Regionsteile verstärkt zu erschließen und zu nutzen, sofern den Vorhaben 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen.“ 
 

RP (8) 6.2.3 Photovoltaik  
6.2.3.1 (G) „Es ist darauf hinzuwirken, die direkte und indirekte Sonnenenergienutzung in der Re-
gion verstärkt zu nutzen.“ 
6.2.3.3 (G) „Es ist anzustreben, dass großflächige Anlagen zur Sonnenenergienutzung außerhalb 
von Siedlungseinheiten nicht zu einer Zersiedelung und Zerschneidung der Landschaft führen. Es 
ist daher darauf hinzuwirken, dass diese in der Region möglichst nur dann errichtet werden, wenn 
keine erheblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes mit dem Vorhaben verbunden sind 
und sonstige öffentliche Belange nicht entgegenstehen.“ 
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RP (8) 7.1.1 Landschaftliches Leitbild 
Abs. 2 (Z) „Die naturnahen Biotope der Region sollen als ökologische Regenerationszellen erhalten 
werden.“ 
 

RP (8) 7.1.3.2 Landschaftliche Vorbehaltsgebiete 
(Z) „In den landschaftlichen Vorbehaltsgebieten soll der Sicherung und Erhaltung besonders 
schutzwürdiger Landschaftsteile bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nut-
zungen ein besonderes Gewicht beigemessen werden.“ 

 
Bewertung aus landesplanerischer Sicht 
 
Die o.g. Bauleitplanung dient der Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien und steht somit 
im Einklang mit dem allgemeinen Ziel LEP 6.2.1 bzw. dem allgemeinen Grundsatz RP (8) 6.2.1, 
wonach erneuerbare Energien verstärkt zu erschließen und zu nutzen sind. 
Einschränkungen ergeben sich, falls öffentliche Belange entgegenstehen. Dies ist aus landesplane-
rischer Sicht gem. LEP 6.2.3 (G) der Fall, wenn eine Freiflächen-Photovoltaikplanung nicht an ei-
nem vorbelasteten Standort (Verkehrswege, Energieleitungen, Gewerbegebiete etc.) realisiert wer-
den soll. Zudem erheben sich Einschränkungen gem. LEP 7.1.3 Abs. 2 (G) für Planungen, die 
schutzwürdige Täler und landschaftsprägende Geländerücken betreffen bzw. gem. RP8 6.2.3.3 (G) 
für Planungen, die zu einer Zersiedelung und Zerschneidung der Landschaft oder zu einer erhebli-
chen Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führen würden. 
 
Das Plangebiet ist wie sein Umfeld durch ackerbauliche Nutzung auf großen, ebenen Flächen mit 
einem Mangel an landschaftsgliedernden Elementen geprägt. Es grenzt im Osten direkt an den 
Mönchswald, welcher großräumig betrachtet den Standort auch nach Süden und Norden ab-
schirmt.  
Etwa 250 m nördlich befindet sich bereits eine rund 14 ha große Freiflächen-Photovoltaikanlage, 
die eine Vorbelastung im Sinne von Grundsatz LEP 6.2.3 darstellt. Andererseits liegt der Standort 
vollumfänglich in dem landschaftlichen Vorbehaltsgebiet LB 3 „Große zusammenhängende Wald-
gebiete“. Laut Begründung zu LEP 7.1.2 werden als landschaftliche Vorbehaltsgebiete solche Ge-
biete oder Teilgebiete festgelegt, „die wegen  
- ihrer wertvollen Naturausstattung einschließlich eines entwicklungsfähigen wertvollen Standortpo-
tenzials, 
- ihrer besonderen Bedeutung für die Erholung oder den Arten- und Lebensraumschutz, 
- ihrer besonderen Bedeutung für den Schutz der Kulturlandschaft oder 
- ihrer ökologischen Ausgleichsfunktionen (z.B. Waldgebiete, ökologisch wertvolle Seen und Fluss-
landschaften, Täler oder großflächige landwirtschaftlich geprägte Räume) 
und der daraus abzuleitenden Bedeutung für angrenzende Räume erhalten oder entwickelt werden 
sollen.“ 
Die Begründung kommt auf S. 9 zu dem Ergebnis, dass die Funktionen des landschaftlichen Vor-
behaltsgebietes nicht beeinträchtigt werden, „da sich der Änderungsbereich randlich im landschaft-
lichen Vorbehaltsgebiet befindet und keine Waldflächen betroffen sind, deren Schutz der Haupt-
zweck des landschaftlichen Vorbehaltsgebietes ist.“ Dabei berücksichtigt die Argumentation unzu-
reichend seine Funktionen für angrenzende Räume: 
- Hinsichtlich einer Zufluchtsfunktion der großen Waldgebiete für Flora und Fauna ist ggf. zu be-

rücksichtigen, dass Arten beispielsweise vom Waldrand aus im Offenland Nahrung suchen. 
Wenngleich die Freiflächen-Photovoltaikanlage nur einen kleinen Teil entsprechender Nah-
rungshabitate in Anspruch nimmt, sollte diesbezüglich eine Abstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehörde erfolgen.  

- Vor allem sollte jedoch stärker berücksichtigt werden, dass die großen Waldgebiete das Land-
schaftsbild prägen und es somit auch zu den Funktionen des landschaftlichen Vorbehaltsgebie-
tes gehört, diese Prägung der Landschaft durch den Waldrand zu sichern. Dem kann am bes-
ten durch eine intensive Randeingrünung v. a. auf der Westseite Rechnung getragen werden. 
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Außer nach Westen entfaltet der Standort keine Fernwirkung. Bei Berücksichtigung des Hinweises 
zur Randeingrünung v. a. auf der Westseite führt die Planung daher zu keiner erheblichen Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes und ist aus landesplanerischer Sicht dann auch mit dem Grund-
satz RP (8) 6.2.3.3 vereinbar. 
 
Auf dem Nachbargrundstück Fl.-Nr. 218 Germarkung Biederbach ist das Biotop Nr. 6730-1166 
„Nasswiese und Extensivgrünland östlich von Biederbach“ kartiert. Das Grünland scheint zwischen-
zeitlich umgebrochen zu sein. Es wird empfohlen, mit der Unteren Naturschutzbehörde den Status 
und eine ggf. erforderliche Berücksichtigung in der vorliegenden Planung abzustimmen. 
 
 
Hinweise der höheren Naturschutzbehörde 
 
Auf Grund der Lage im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet wird der Standort bzw. die Planung aus 
naturschutzfachlicher Sicht kritisch gesehen und wird durch die bisher unzureichende Eingrünungs-
planung der Einzäunung auch nicht landschaftsgerecht eingebunden. 
 
In der Begründung zum Flächennutzungsplan wird dargelegt, dass auf Grund des Parallelverfah-
rens - gleichzeitige Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 16 „Solarpark Sonnenenergie Biederbach“ 
lediglich ein Umweltbericht auf der Ebene des Bebauungsplans, erstellt wird. 
Bei Parallelverfahren besteht grundsätzlich die Möglichkeit einen Umweltbericht zu erstellen und im  
parallellaufenden Verfahren auf diesen zu verweisen. Im vorliegenden Fall wurde der Umweltbe-
richt auf der Ebene des Bebauungsplans erstellt. Der erstellte Umweltbericht ist jedoch nicht voll-
ständig, da die Alternativenprüfung (ernst zu nehmende Prüfung von Standortalternativen) fehlt. 
Auf Grund der Lage im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet hat die Prüfung der Standortalternativen 
ein besonderes Gewicht, da landschaftliche Vorbehaltsgebiete von Bebauung frei zu halten sind. 
 
Im Umweltbericht wird auf ein Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung verwiesen. 
Das Gutachten sollte im nächsten Verfahrensschritt mit vorgelegt werden, da die Planung andern-
falls nicht abschließend geprüft werden kann. 
 
Abschließend wird darauf hingewiesen, dass der ursprüngliche Stand des FNP nicht nachvollzogen 
werden kann. Allgemein ist festzustellen, dass eine Gemeinde je nach baulicher Entwicklung und 
Herausforderungen die das gesamte Gemeindegebiet betreffen, den FNP alle 10 Jahre einer Ge-
samtfortschreibung unterziehen sollte. Im Hinblick auf die Anforderungen die sich aus dem Klima-
wandel und der Energiekrise stellen, wird der Bedarf gesehen, den Flächennutzungsplan fortzu-
schreiben und einen Landschaftsplan (LP) aufzustellen.   
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Rahn 
Oberregierungsrat
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Stadt Wolframs-Eschenbach, Landkreis Ansbach: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 
16 "Solarpark Sonnenenergie Biederbach"; Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Stadt Wolframs-Eschenbach plant die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Solarpark Sonnenenergie Biederbach“ mit einem Geltungsbereich von ca. 6,55 ha zur Ausweisung 
eines ca. 5,77 ha großen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Freiflächen-Photovoltaikan-
lage“ auf den Fl.-Nrn. 219 und 223 der Gemarkung Biederbach, ca. 450 m östlich des Ortsteils Bie-
derbach. Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren entsprechend geändert (12. Ände-
rung).  
 
Einschlägige Erfordernisse der Raumordnung 
 
LEP 6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien 

(Z) „Erneuerbare Energien sind verstärkt zu erschließen und zu nutzen.“  
 

LEP 6.2.3 Photovoltaik 
(G) „Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert wer-
den.“ 

 
RP (8) 6.2.1 Erneuerbare Energien  

(G) „In der Region ist anzustreben, erneuerbare Energien, wie insbesondere Windkraft, direkte 
und indirekte Sonnenenergienutzung sowie Biomasse, im Rahmen der jeweiligen naturräumlichen 
Gegebenheiten der Regionsteile verstärkt zu erschließen und zu nutzen, sofern den Vorhaben 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen.“ 
 

RP (8) 6.2.3 Photovoltaik  
6.2.3.1 (G) „Es ist darauf hinzuwirken, die direkte und indirekte Sonnenenergienutzung in der Re-
gion verstärkt zu nutzen.“ 
6.2.3.3 (G) „Es ist anzustreben, dass großflächige Anlagen zur Sonnenenergienutzung außerhalb 
von Siedlungseinheiten nicht zu einer Zersiedelung und Zerschneidung der Landschaft führen. Es 
ist daher darauf hinzuwirken, dass diese in der Region möglichst nur dann errichtet werden, wenn 
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keine erheblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes mit dem Vorhaben verbunden sind 
und sonstige öffentliche Belange nicht entgegenstehen.“ 
 

RP (8) 7.1.1 Landschaftliches Leitbild 
Abs. 2 (Z) „Die naturnahen Biotope der Region sollen als ökologische Regenerationszellen erhalten 
werden.“ 
 

RP (8) 7.1.3.2 Landschaftliche Vorbehaltsgebiete 
(Z) „In den landschaftlichen Vorbehaltsgebieten soll der Sicherung und Erhaltung besonders 
schutzwürdiger Landschaftsteile bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nut-
zungen ein besonderes Gewicht beigemessen werden.“ 

 
Bewertung aus landesplanerischer Sicht 
 
Die o.g. Bauleitplanung dient der Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energien und steht somit 
in Einklang mit dem allgemeinen Ziel LEP 6.2.1 bzw. dem allgemeinen Grundsatz RP (8) 6.2.1, wo-
nach erneuerbare Energien verstärkt zu erschließen und zu nutzen sind. 
Einschränkungen ergeben sich, falls öffentliche Belange entgegenstehen. Dies ist aus landesplane-
rischer Sicht gem. LEP 6.2.3 (G) der Fall, wenn eine Freiflächen-Photovoltaikplanung nicht an ei-
nem vorbelasteten Standort (Verkehrswege, Energieleitungen, Gewerbegebiete etc.) realisiert wer-
den soll. Zudem erheben sich Einschränkungen gem. LEP 7.1.3 Abs. 2 (G) für Planungen, die 
schutzwürdige Täler und landschaftsprägende Geländerücken betreffen bzw. gem. RP (8) 6.2.3.3 
(G) für Planungen, die zu einer Zersiedelung und Zerschneidung der Landschaft oder zu einer er-
heblichen Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führen würden. 
 
Das Plangebiet ist wie sein Umfeld durch ackerbauliche Nutzung auf großen, ebenen Flächen mit 
einem Mangel an landschaftsgliedernden Elementen geprägt. Es grenzt im Osten direkt an den 
Mönchswald, welcher großräumig betrachtet den Standort auch nach Süden und Norden ab-
schirmt.  
Etwa 250 m nördlich befindet sich bereits eine rund 14 ha große Freiflächen-Photovoltaikanlage, 
die eine Vorbelastung im Sinne von Grundsatz LEP 6.2.3 darstellt. Andererseits liegt der Standort 
vollumfänglich in dem landschaftlichen Vorbehaltsgebiet LB 3 „Große zusammenhängende Wald-
gebiete“ (s. a. Stellungnahme zur 12. Änderung des Flächennutzungsplanes). Dem kann am bes-
ten durch eine intensive Randeingrünung v. a. auf der Westseite Rechnung getragen werden. 
Außer nach Westen entfaltet der Standort keine Fernwirkung. Bei Berücksichtigung des Hinweises 
zur Randeingrünung führt die Planung daher zu keiner erheblichen Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes und ist aus landesplanerischer Sicht dann auch mit dem Grundsatz RP (8) 6.2.3.3 
vereinbar. 
 
Hinweise der höheren Naturschutzbehörde 
 
Neben den grundsätzlichen Bedenken zum Standort und der fehlenden Standortalternativenprü-
fung auf der Ebene des FNP (s. Stellungnahme zur 12. Änderung des Flächennutzungsplanes) 
wird die Planung kritisch gesehen.   
  
Standortauswahl und Landschaftsbild  
Aus fachlicher Sicht berücksichtigt die Planung nicht die Lage im landschaftlichen Vorbehaltsge-
biet. Die geplanten Eingrünungsmaßnahmen sind völlig unzureichend dimensioniert und fachlich 
nicht akzeptabel.   
Eine 2-reihige Hecke, mit einer Auswahl von Arten, die höher als 2m werden, kann nicht auf einem  
maximal 3 m breiten Streifen umgesetzt werden. Die Pflanzung soll mit einem Reihenabstand von 
80 cm erfolgen. Idealerweise werden landschaftliche Heckenpflanzungen mit einem Abstand von 
(1-) 1,5 m gepflanzt.   
Die im Text dargelegten Grenzabstände zu Pflanzungen sind nicht umfassend, jedoch prinzipiell 
korrekt wiedergegeben. In der Pflanzliste sind Arten enthalten die höher als 2 m werden. Für diese 
Arten passen die Grenzabstände nicht, sofern die Breite der geplanten Eingrünungsmaßnahmen 
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nicht entsprechend angepasst werden.   
Wird die Anlage gemäß der aktuellen Planung umgesetzt, müssen die Gehölze regelmäßig massiv  
zurückgeschnitten werden. Die Pflanzung könnte dadurch weder die Funktion einer landschaftsge-
rechten Eingrünung, noch nachhaltige Funktionen im Biotopverbund übernehmen.   
 
Anwendung der bauplanungsrechtlichen Eingriffsregelung  
Das Sondergebiet wird mit einer Grundfläche (GR) von 2,84 und 2,93 ha angegeben. Weitere An-
gaben zum Maß der baulichen Nutzung fehlen. Für die nachvollziehbare Anwendung der baupla-
nungsrechtlichen Eingriffsregelung sind konkretere Angaben erforderlich.   
muss von einer vollständigen Überbauung bzw. bis zu einer maximal zulässigen GRZ von 0,8 aus-
gegangen werden.  
Die Berechnung des Kompensationsbedarfs wurde mit dem Faktor 0,1 durchgeführt. Für die nach  
Baunutzungsverordnung maximal zulässige Überbauung ist dieser Faktor deutlich zu niedrig ange-
setzt. Die beschriebenen Maßnahmen zur Eingriffsvermeidung und Eingriffsminimierung sind zwi-
schenzeitlich durch die Aktualisierung des Naturschutzrechts und die dadurch rechtlich bindenden  
Maßnahmen nicht mehr anwendbar.   
Mit Datum vom 10.12.2021 wurden vom StMB aktuelle Hinweise zur Bau- und landesplanerischen  
Behandlung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen herausgegeben https://www.stmb.bayern.de/as- 
sets/stmi/buw/baurechtundtechnik/25_rundschreiben_freiflaechen-photovoltaik.pdf.   
Die noch offenen Ausgleichsmaßnahmen sind bis zum nächsten Verfahrensschritt zu ergänzen.   
Es sollten die aktuell geltenden Hinweise für die Bearbeitung der bauplanungsrechtlichen Eingriffs-
regelung zu Grunde gelegt werden.   
  
Artenschutz  
Die bisherigen Ergebnisse der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung können nicht abschlie-
ßend beurteilt werden, da das saP Gutachten bisher kein Bestandteil der Verfahrensunterlagen 
sind und die Maßnahmen für den Verlust von Lebensräumen für den Kiebitz noch zu ergänzen 
sind.   
  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Rahn 
Oberregierungsrat
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Gudrun Doll

Von: Held, Sebastian (WWA-AN) <Sebastian.Held@wwa-an.bayern.de>
Gesendet: Montag, 16. Mai 2022 13:08
An: Gudrun Doll
Cc: info@wolframs-eschenbach.de; wasserrecht@landratsamt-ansbach.de
Betreff: Frühzeitige Beteiligung 12. FNP-Änd Stadt Wolframs-Eschenbach und VBP 

Nr. 16 "solarpark Biederbach Wolframs-Eschenbach

Sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrte Frau Doll, 

 

zu o.g. Vorhaben erhalten Sie nachfolgend unsere Stellungnahme.  

                                                                                                                                                                                                                 

                            

Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslösen: 

--- 

Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können mit Angabe des Sachstandes: 

--- 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der 

Abwägung nicht überwunden werden können:  

--- 

Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen: 

--- 

Oberirdische Gewässer  - Überschwemmungsgebiete an oberirdischen Gewässern/ Schutz vor Hochwasser (§§ 76 ff. 

WHG, Art. 43 ff. BayWG, § 1 Abs. 6 Nr. 12, § 5 Abs. 4a und § 9 Abs. 6a BauGB): 

Das Vorhaben liegt im Nahbereich des Nesselbachs (Einzugsgebiet ca. 2,3 km²), einem Gewässer dritter Ordnung. Es 

ist zu vermuten, dass das Vorhaben innerhalb des faktischen Überschwemmungsgebietes HQ100 liegt, da der 

seitliche Abstand nur 3,50 m + den seitlichen Schutzstreifen von 3 m beträgt. Eine Berechnung ist aus unserer Sicht 

jedoch nicht erforderlich. Es wäre wünschenswert wenn der Schutzstreifen auf 5 m ausgeweitet wird. Ansonsten 

sind im Überschwemmungsgebiet keine Abgrabungen/Auffüllungen oder das Anlegen von Wällen gestattet.  

Es ist nicht auszuschließen, dass es durch Extremereignisse zu nachteiligen Folgen kommen kann.   

 

Starkregenereignisse und urbane Sturzfluten: 

Durch Starkregenereignisse und wild abfließendes Wasser kann nicht ausgeschlossen werden, dass es hierdurch zu 

nachteiligen Folgen kommen kann.  

 

 

Die Stadt Wolframs-Eschenbach sowie das Landratsamt Ansbach erhalten diese E-Mail in Cc. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Sebastian Held 

Abteilungsleiter Lkr. Ansbach (Süd)  
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Tel.: +49 (981) 9503-300 

Fax: +49 (981) 9503-210 

mailto:Sebastian.Held@wwa-an.bayern.de 

 

Wasserwirtschaftsamt Ansbach 
Dürrnerstraße 2 

91522 Ansbach 
 


